
Debatte um Bahnübergang Siemensstraße
wird mit Anwohnern hoch emotional

Ortsrat fordert Bürgerinformationsveranstaltungen vor Entscheidung
Neustadt (tma). Kein Stuhl blieb 
unbesetzt bei der Ortsratssitzung 
am Mittwoch im Veranstaltungs-
zentrum Leinepark. Bei der Ein-
wohnerfragestunde wurde schnell 
klar, dass die meisten Bürger sich 
für ein Trogbauwerk im Zuge der 
Aufhebung des höhengleichen 
Bahnübergangs Siemensstraße  
einsetzen wollen. Die Verwaltung 
wollte sich damit nicht mehr be-
fassen. Diesen bei den Besuchern 
unbeliebten Vorschlag lehnten die 
Politiker jedoch einstimmig.
Bei der Einwohnerfragestun-
de wurde es aber vorher schnell 
hitzig, als der Vorwurf kam, die 
Verwaltung sei kinderunfreund-
lich und der Bahnübergang für 
Fußgänger und Radfahrer sollte 
doch parallel zur Brücke erhal-

ten werden. Fachbereichsleiter 
Infrastruktur, Jörg Homeier, er-
klärte daher, dass die Aufhebung 
im Interesse der Deutschen Bahn 
geschieht, die dafür auch die ver-

Trogbauwerk für das dreifache 
der Kosten müsse die Stadt wohl 
selbst tragen. Auch sei es notwen-
dig, den Beschlussvorschlag zur 
Planung weiter voranzubringen: 
„Wenn das Projekt bei der Bahn 
verschoben wird, werden dort 
erstmal viele Jahre andere Dinge 
priorisiert.“ Weitere Einwände 
kamen von der Behindertenbe-
auftragten Irene Siedow, die die 
Brücke als nur „eingeschränkt“ 
barrierefrei bezeichnete, aber 
auch Ex-Ratsherr Thomas Iseke. 
In der Diskussion um gleich 

mehrere zugehörige Tagesord-
nungspunkte beruhigte sich die 
Stimmung im Raum nicht, schon 
vor einer kurzen Präsentation 
von Harald Wachsmuth (UWG), 
dessen Partei den Antrag auf 
Durchführung einer Einwohner-
versammlung zum Thema einge-
bracht hatte, gab es eine kurze De-
batte um den Ablauf der Sitzung. 
In seiner kurzen Präsentation for-
derte der Politiker schließlich ei-
nen Vergleich der verschiedenen 
Varianten und erntete kräftigen 
Applaus von den Besuchern. Sein 
Kollege Willi Ostermann (UWG) 
ergänzte darauf: „Ich kann mich 
nicht erinnern, dass zur Abschaf-
fung des höhengleichen Bahnü-
bergangs Siemensstraße Varian-
ten vorgestellt wurden.“

Dem folgten Unstimmigkeiten 
über das Protokoll der Ratssit-
zung vom 3. Dezember 2020. 
Heinz-Jürgen Richter (CDU) 
wies „entschieden“ zurück, dass 
der Ortsrat zum ersten Mal mit 
der Planung konfrontiert wurde, 
auch Homeier sah das Protokoll 
auf seiner Seite. Tatsächlich war 
damals schon eine Troglösung 
im Gespräch, allerdings nicht im 
Vergleich.
Die Verwaltung wurde in der 
Ratssitzung im Dezember 2020 
beauftragt, die Realisierbarkeit 
einer Unterführung für Fußgän-
ger und Radfahrer an der Sie-
mensstraße zu prüfen. Dies ist 
laut UWG bis heute nicht zufrie-
denstellend erfolgt.
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Die Verwaltung wurde in der 
Ratssitzung im Dezember 2020 
beauftragt, die Realisierbarkeit 
einer Unterführung für Fußgän-
ger und Radfahrer an der Sie-
mensstraße zu prüfen. Dies ist 
laut UWG bis heute nicht zufrie-
denstellend erfolgt.
„Wenn so eine Troglösung gep-
lant wird, sitzen 20 Planer daran, 
im Fachdienst haben wir vier“, 
begründet Homeier. Dafür müs-
se dann ein Fachbüro engagiert 
werden, was ins Geld ginge. Er 
drängt darauf, das Brückenbau-
werk voranzubringen, schließt 
aber auch andere Varianten nicht 
grundsätzlich aus: „Mit einem 
Brückenbauwerk verbauen wir 
uns nichts.“ Trotzdem bereite die 
Verwaltung aktuell ein Schreiben 
an die Bahn vor, in dem abgefragt 

wird, ob auch an einer Unterfüh-
rung eine Beteiligung möglich ist.
Nur „schwer erträglich“ emp-
fand zu dem Zeitpunkt - mehr 
als zwei Stunden in der Sitzung 
- Hergen-Herbert Scheve (CDU) 
die langgezogene Diskussion und 
bezeichnete den UWG-Antrag als 
„reinen Populismus“.
Doch auch die anderen Parteien 
fanden Interesse an der UWG-
Idee einer Bürgerbeteiligung. Ed-
ward-Philipp Pieper (FDP) wollte 
sich daher nicht in der Mitte eines 
„sehr komplexen“ Verfahrens 
über Einzelfragen „den Kopf 
abreißen“. Richter sieht Poten-
tial für mindestens zwei vorge-
schaltete Bürgerbeteligungen und 
stellt den CDU-Antrag, noch bis 
zur Entscheidung des Verwal-
tungsausschusses über den Bahn-
übergang Siemensstraße in einer 
Bürgerinformationsveranstaltung 

Die Sarstedter Troglösung
In einer Präsentation am Anfang der Diskussion hatte Harald 
Wachsmuth (UWG) sich für einen Variantenvergleich stark ge-
macht und dabei ein Beispiel aus Sarstedt angeführt. Auch dort wur-
de jüngst ein Bahnübergang an der Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße 
aufgehoben - und eine Troglösung gebaut. Die 14,5 Meter breite 
Unterführung trennt Straße und Rad- sowie Fußweg. Würde diese 
Lösung so an der Siemensstraße implementiert, würde die Rampe 
laut Wachsmuth an der Einfahrt zum Rewe-Markt enden.
Genau auf Neustadt könne das Bauvorhaben aber nicht übertra-
gen werden, so Fachbereichsleiter Infrastruktur Jörg Homeier. So 
würde die Straße „An der Eisenbahn“ dabei ausgeschlossen wer-
den. Auch könnten Anwohner an der Ostseite dann nicht mehr ihre 
Grundstücke erreichen, warnt Marie Zoey Wolters (Grüne). -tma-

Kommentar

Diskrepanz bei der Transparenz
Dass die Kommunikation der 
Stadtverwaltung zur Aufhebung 
des Bahnübergangs „von Be-
ginn an transparent“ lief, wie 
der Bürgermeister vor der Sit-
zung im Ortsrat verkünden ließ, 
ist eine für zukünftige Projekte 
grob fahrlässige Ansicht. Im-
merhin hatte sein Fachbereichs-
leiter Infrastruktur das Gegen-
teil bereits gegenüber der NZ 
eingeräumt.
Kritikpunkte waren etwa die 
fehlende Abstimmung mit RE-
WE-Inhaber Martin Diedrichs, 
oder wenn Gespräche nur mit 
einzelnen Fraktionen geführt 
werden. In der Diskussion am 
Mittwochabend gab es zudem 
deutlich abweichende Erinne-
rungen an Äußerungen zu Vari-
anten aus Ausschuss- und Rats-
sitzungen Ende 2020.
Sicherlich ist die Verwirrung 
nicht von der Stadtverwaltung 
beabsichtigt oder sogar hinter-
hältiges Verhalten, wie mancher 

Kommentator es interpretiert. 
Doch eine öffentliche Vorstel-
lung aller Varianten gab es nicht, 
auch die Überprüfung zur Reali-
sierbarkeit einer Troglösung er-
folgte nie zufriedenstellend.
Ob dafür ein Planungsbüro 
benötigt wird, ist an der Stel-
le zweitrangig - nur hätten die 
Planer dies von Anfang an klar 
kommunizieren müssen. Dass 
auch noch zwei Jahre danach 
selbst zum Brückenbauwerk 
genauere Informationen für die 
Politik offen bleiben, belegt der 
Verwaltung wohl kaum eine 
klare Verständigung.
Einer Einwohnerversammlung 
will man sich jetzt nicht ver-
wehren - ein Anfang. Hoffent-
lich werden bei den nächsten 
Großprojekten gleich zu Beginn 
alle Parteien an den Tisch geholt 
und jede noch so kleine Unklar-
heit für jeden verständlich ange-
sprochen und beseitigt. 

Tobias Maibaum

zu informieren. Auch Harald 
Baumann (SPD) sprach sich da-
für aus, da schon in der Einwoh-
nerfragestunde „viele emotionale 
Themen“ angesprochen wurden.
Kurz vor der Sitzung veröf-
fentlichte auch Bürgermeister 
Dominic Herbst dazu ein State-
ment. „Die weitere Planung des 

Projektes ohne Zeitverzögerung  
wird nicht an mangelnder Trans-
parenz scheitern“, so das Stadto-
berhaupt. „Die Kommunikation 
zu diesem Thema lief von Beginn 
an transparent und unter Einbin-
dung sämtlicher Gremien. Eine 
Einwohnerversammlung kann je-
derzeit durchgeführt werden.“


